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Text 

Grundsatzgenehmigung; Detailgenehmigung 

§ 111a. (1) Bei Vorhaben, die zufolge ihrer Größenordnung nicht von vornherein in allen 
Einzelheiten überschaubar sind, ist das Verfahren auf Antrag vorerst auf die Beurteilung der 
grundsätzlichen Zulässigkeit des Vorhabens zu beschränken. Ein derartiger Antrag muß jene Unterlagen 
enthalten, die zu einer Beurteilung der grundsätzlichen Zulässigkeit des Vorhabens nötig sind. Die 
Behörde hat durch Bescheid darüber zu erkennen, ob und gegebenenfalls bei Einhaltung welcher 
Auflagen das Vorhaben grundsätzlich genehmigt wird. In der Grundsatzgenehmigung sind Art und Maß 
der Wasserbenutzung festzulegen. Darüber hinaus ist abzusprechen, welche Fragen der 
Detailgenehmigung vorbehalten bleiben und ob zur Verwirklichung des Vorhabens die Einräumung von 
Zwangsrechten (§ 60) zulässig ist. Über Einwendungen, die sich gegen die grundsätzliche Zulässigkeit 
des Vorhabens richten, ist im Grundsatzverfahren zu entscheiden. Über sonstige Einwendungen hat die 
Behörde im Grundsatzverfahren zu entscheiden, soweit dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit 
und Kostenersparnis gelegen ist; andernfalls sind diese Einwendungen in das Detailverfahren zu 
verweisen. 

(2) Auf der Grundlage der Grundsatzgenehmigung hat die Behörde über die Detailprojekte nach 
Vorlage der hiefür erforderlichen weiteren Unterlagen und Durchführung einer allfälligen Verhandlung 
im Detailverfahren zu erkennen. Dem jeweiligen Detailverfahren sind jene Parteien (§ 102) beizuziehen, 
die durch den in diesem Verfahren in Rede stehenden Teil des Vorhabens berührt werden. Nach Maßgabe 
der Grundsatzgenehmigung ist auch im Detailverfahren soweit wie möglich auf einen Ausgleich der 
widerstreitenden Parteiinteressen hinzuwirken. Über die Begründung und den Umfang von 
Zwangsrechten (§ 60) sowie über die dafür zu leistenden Entschädigungen hat die Behörde im 
Detailverfahren abzusprechen. 
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(3) Projektsmodifikationen, die die Grundsatzgenehmigung berühren, können in der 
Detailgenehmigung vorgenommen werden, wenn sie öffentlichen Interessen und fremden Rechten nicht 
abträglich sind. 
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